
BI-Info gegen
den Änderungsantrag der 
MVA Rüdersdorf

Kritik an der Vergleichs- und 
Ansiedlungsvereinbarung zwischen 
der Gemeinde Rüdersdorf bei 
Berlin und der Vattenfall Europe 
Waste to Energy GmbH (2006)



VE W ist besonders daran interessiert, das Vorhaben
im Einvernehmen mit der Gemeinde zu errichten
und ist deshalb bereit, sich zu verpflichten, 
beim Kraftwerkbetrieb

weniger zu emittieren, als in der 
Genehmigungsantragstellung beim LUA begehrt wird 

und so die Emissionen über die gesetzlichen Anforderungen 
hinausgehend zu begrenzen. 

Präambel

Gibt es in Brandenburg ein Recht, das dem Antragsteller die Gewährung 
der gesetzlicher Konzentrations- oder Frachthöchstwerte im 

Genehmigungsbescheid per se zusichert?
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§ 1 Verpflichtung der VE W zur Emissionsreduktion

(1) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass es darauf 
ankommt, die Jahresfrachten zu begrenzen, also die
Menge an Schadstoffen, die im Laufe eines Jahres durch den 
Betrieb der Kraftwerksanlage in die Gemeinde emittiert werden. 
…??
Das reicht nicht: denn gesetzlich limitiert sind Konzentrationen!

Akut gesundheitsgefährdend sind meistens 
Konzentrationsspitzen, z.B. Ozon.

Nicht die Jahresmenge, sondern die Konzentration 
macht oft erst einen Stoff, z.B. eine Arznei, zum 

tödlichen Gift. 
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Auch werde nach der Umstellung, der Geschäftsführer rechnet zum 
Jahresende mit der Genehmigung, der Vertrag mit der Gemeinde 
Rüdersdorf eingehalten. „Wir liegen schon jetzt unter den 
gesetzlichen Vorgaben und trotz mehr Abfallverbrennung künftig 
immer noch unter den Werten, die mit der Gemeinde vereinbart 
wurden", betont er.
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Zitat aus der MOZ vom 11.09.2013:

Was diese Zusicherung, selbst wenn sie 
eingehalten wird, aber in Wahrheit wert 
ist, das zeigt die folgende Folie! 
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Obwohl 2012 der gesetzliche NOx-Grenzwert (200 mg/Nm3) bereits zu 97 % (!) ausgeschöpft 
wurde, die Abfall-Auslegungsmenge mit 104,4 % überschritten war und auch die Turbine zu 
85 %  = 7.453 h i. B. war, gilt der Vertrag noch als eingehalten, weil eine 25% ige 
Frachtminderung erreicht ist??? 
Dann ist diese Vereinbarung eine Mogelpackung, da sie selbst bei ständiger 
Überschreitung eines gesetzlichen Grenzwertes noch eingehalten werden könnte! 
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§ 5 Information über Messergebnisse; Besuchsrecht

(1) VE W wird die Ergebnisse aller von ihr vorgenommenen 
kontinuierlichen Messungen der vom Kraftwerk ausgehenden 
Emissionen der Gemeinde online zugänglich machen und bei Bedarf 
einen Rechner zum Abruf dieser Daten zur Verfügung stellen.

Wo sind diese kontinuierlichen Messdaten zu finden?
Werden sie von der Gemeinde zur Auswertung archiviert?



„Die Gemeinde wird VE W nach Abschluss dieser Vereinbarung bei der 
Erlangung der erforderlichen immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
unterstützen und dem Vorhaben ihr Einvernehmen erteilen.“

„§ 11 Vorhabenzulassung
 … Die Gemeinde wird ihre bisher in dem immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren für die Errichtung des Kraftwerks erhobene 
Einwendung … zurücknehmen und dies mit einer Frist von sieben 
Werktagen … nach Zustimmung der Gemeindevertretung gegenüber 
dem LUA rechtsverbindlich erklären …“

Erst dagegen – dann stark dafür?
Warum wünschte sich 2006 plötzlich die Gemeinde, dass im kleinen 
Rüdersdorf die Abfälle einer Millionenstadt verbrannt werden?



„Die Gemeinde wird den Betrieb des Kraftwerks im Rahmen und nach 
Maßgabe dieses Vertrages wohlwollend begleiten und etwa 
erforderliche Mitwirkungsakte im Rahmen des rechtlich Zulässigen 
vornehmen.“

VE W verpflichtet sich, die Kosten der umweltgutachterlichen Beratung 
der Gemeinde gegen Nachweis bis zu einer Höhe von € 40.000 zu 
beteiligen. VE W verpflichtet sich, für den Fall der Rücknahme der 
Rechtsbehelfe und gerichtlichen Anträge keine Kostenanträge zu stellen.

Fehlte das Geld für den Rechtsstreit?

Es folgte die Wende und totale Unterwerfung:



Nicht etwa die Selbstverpflichtung, die genehmigten 
Emissions-Grenzwerte zu unterschreiten ... 

… nein, es gab nur das „Angebot“, die selbst 
beantragten Werte bzw. Frachten zu 

unterschreiten!

Und was ist nun die Gegenleistung 
von Vattenfall gewesen?



§ 16 Auflösende Bedingungen
Alle durch diesen Vertrag begründeten Verpflichtungen der VE W 
enden, … wenn die Gemeinde nicht innerhalb einer Frist von sieben 
Werktagen … ihren Widerspruch gegen die der VEW durch Bescheid des 
LUA vom 22.05.2006 erteilte Zulassung des vorzeitigen Beginns ihren auf 
Wiederherstellung des aufschiebenden Wirkung dieses Widerspruchs 
gerichteten Eilantrag bei dem OVG Berlin-Brandenburg und ihre im 
Genehmigungsverfahren für die Errichtung des Kraftwerks erhobene 
Einwendung zurücknimmt…

ja und wenn sie das nicht getan 
hätte? Bestimmt das LUA die 

Genehmigungsgrenzwerte oder der 
Antragsteller? Leben wir hier in 

einer Bananenrepublik?



§ 18 Loyalitätsklausel
(2)Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass für 

ihre Zusammenarbeit die Grundsätze kaufmännischer 
Loyalität zu gelten haben. Sie sichern sich gegenseitig 
zu, die Vertragsvereinbarungen in diesem Sinne zu 
erfüllen und ggf. künftigen Änderungen der Verhältnisse 
unter Heranziehung der allgemeinen Grundsätze von 
Treue und Glauben Rechnung zu tragen.



Unabhängig von der gesellschaftsrechtlichen Struktur kommt es bei 
Gewinnen aus dem Betrieb der Anlage zum Gewerbesteueranfall. Dieser 
wird der Gemeinde Rüdersdorf gemäß der steuerrechtlichen Verteilung 
zufallen.

§ 10 Gewerbesteueranfall

Gebieten es nicht die vereinbarten Grundsätze kaufmännischer 
Loyalität, der Gemeinde mehrere Millionen € Gewerbesteuern 
nachzuzahlen? Auch wenn durch konzerninterne Zinszahlungen 
(2011: 5,1 Mio. €/a) der ausgewiesene Nettogewinn der MVA immer 
stark  negativ war … ?



Vattenfall AB mit Sitz in 
Stockholm

Vattenfall Europe AG 
mit Sitz in Berlin 

Vattenfall Europe New Energy Ecopower 
GmbH (VE Ecopower) , Rüdersdorf

VE New Energy

Vattenfall (Deutschland) 
GmbH 

Welche dieser 
Gesellschaften würde 
Gewerbesteuer für die MVA 
Rüdersdorf zahlen?

Die Vattenfall Europe 
AG für die 
Zinseinnahmen aus dem 
Darlehen an die VE 
Ecopower?

„Gegenüber der 
Vattenfall Europe 
AG, Berlin bestehen 
verzinsliche 
mittelfristige 
Kredite in Höhe von 
160.000 T€“  
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Loyalitätskonflikt?
http://de.wikipedia.org/wiki/Loyalit%C3%A4t

„Problematisch wird Loyalität, wenn sie gefordert wird. …  in Fragen von 
Umweltschutz, Betriebssicherheit, Bilanz, Personal und ähnlich sensiblen Themen 
wird immer wieder „Loyalität“ gefordert und endet ebenso oft in Betrug.“

Beispiel: Ohne öffentliche Ausschreibung hatten sich Stadt und Entsorger damals 
auf einen Deal geeinigt: Das Unternehmen übernahm den Transport von Abfällen 
aus dem Donauwald in die Landeshauptstadt; München kümmerte sich um die 
Verbrennung im seinerzeit nicht ausgelasteten Heizkraftwerk Nord. Der Vertrag 
sollte 25 Jahre lang gelten und nur bei grober Verletzung einer Partei kündbar 
sein. Gegenseitig sicherte man sich "kaufmännische Loyalität" zu. Letztlich leitete 
das Gericht aus der Loyalitätsklausel ein außerordentliches Kündigungsrecht ab: 
Wirksam geworden, weil der Entsorger auf der Millionenentschädigung beharrt 
habe. http://www.merkur-online.de/lokales/regionen/muellurteil-stadt-muss-nichts-zahlen-213498.html

http://de.wikipedia.org/wiki/Loyalit%C3%A4t
http://www.merkur-online.de/lokales/regionen/muellurteil-stadt-muss-nichts-zahlen-213498.html


Während für kommunale Unternehmen die 
Daseinsvorsorge für Ihre Bürger im Mittelpunkt 
stehen, haben Privatunter-nehmen wie Vattenfall 
zuerst den Profit im Sinn. Besonders gefährlich wird 
das, wenn es um die Müllverbrennung geht.

Hoffentlich gelingt es bei der Abstimmung in 
Berlin am 03.11.2013, Vattenfall auch dort den 

Stecker zu ziehen! 
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